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Wandel durch Annäherung 
Egon Bahrs Diskussionsbeitrag am 15. Juli 1963 in der Evangelischen Akademie Tutzing 
Es ist in den letzten Tagen schon eine ganze Menge über das Thema der Wiedervereinigung 
gesagt worden. Ich möchte kein Korreferat dazu halten, sondern nur einige Bemerkungen 
machen. Sie sind zur Anregung der Diskussion gedacht und entspringen dem Zweifel, ob wir mit 
der Fortsetzung unserer bisherigen Haltung das absolut negative Ergebnis der 
Wiedervereinigungspolitik ändern können, und der Überzeugung, daß es an der Zeit ist und daß 
es unsere Pflicht ist, sie möglichst unvoreingenommen neu zu durchdenken. Natürlich muß man 
dabei davon ausgehen, daß nicht nur das Berlin-Problem nicht isoliert gelöst werden kann, 
sondern auch das Deutschland-Problem eben Teil des Ost/West-Konfliktes ist. 
Die Parole ‚Deutsche an einen Tisch’ war immer eine Parole, die nur der Anerkennung der 
deutschen Teilung dienen sollte. Es kann keinen Zweifel unterliegen, daß die Sowjetunion auch 
heute noch ihre harte Hand auf dem deutschen Glacis hält. Die theoretische Vorstellung, daß in 
Ost-Berlin ein Demokrat säße, macht sofort deutlich, daß die sowjetische These, die 
Wiedervereinigung sei allein Sache der Deutschen, die Herrschaft eines sowjetischen Vizekönigs 
in Ost-Berlin voraussetzt. Die Voraussetzungen zur Wiedervereinigung sind nur mit der Sowjet-
Union zu schaffen. Sie sind nicht in Ost-Berlin zu bekommen, nicht gegen die Sowjet-Union, nicht 
ohne sie. Wer Vorstellungen entwickelt, die sich im Grunde darauf zurückführen lassen, daß die 
Wiedervereinigung mit Ost-Berlin zu erreichen ist, hängt Illusionen nach und sollte sich die 
Anwesenheit von 20 oder 22 gut ausgerüsteten sowjetischen Divisionen vergegenwärtigen. 
Die Wiedervereinigung ist ein außenpolitisches Problem. Es widerspricht zwar vielen 
Resolutionen, aber es entspricht der realen Lage, wenn innerhalb der Bundesregierung nicht das 
Ministerium für Gesamtdeutsche Fragen, sondern das Auswärtige Amt für diesen Komplex 
zuständig ist. Niemand ist deshalb auf den Gedanken gekommen, daß diese Ressorteinteilung 
etwa eine Anerkennung der DDR bedeute. 
Die amerikanische Strategie des Friedens läßt sich auch durch die Formel definieren, daß die 
kommunistische Herrschaft nicht beseitigt, sondern verändert werden soll. Die Änderung des 
Ost/West-Verhältnisses, die die USA versuchen wollen, dient der Überwindung des Status quo, 
indem der Status quo zunächst nicht verändert werden soll. Das klingt paradox, aber es eröffnet 
Aussichten, nachdem die bisherige Politik des Drucks und Gegendrucks nur zur Erstarrung des 
Status quo geführt hat. Das Vertrauen darauf, daß unsere Welt die bessere ist, die im friedlichen 
Sinn stärkere, die sich durchsetzen wird, macht den Versuch denkbar, sich selbst und die andere 
Seite zu öffnen und die bisherigen Befreiungsvorstellungen zurückzustellen. 
Die Frage ist, ob es innerhalb dieser Konzeption eine spezielle deutsche Aufgabe gibt. Ich glaube, 
diese Frage ist zu bejahen, wenn wir uns nicht ausschließen wollen von der Weiterentwicklung 
des Ost/West-Verhältnisses. Es gibt sogar in diesem Rahmen Aufgaben, die nur die Deutschen 
Erfüllen können, weil wir uns in Europa in der einzigartigen Lage befinden, daß unser Volk geteilt 
ist. 
Die erste Folgerung, die sich aus einer Übertragung der Strategie des Friedens auf Deutschland 
ergibt, ist, daß die Politik des Alles oder Nichts ausscheidet. Entweder freie Wahlen oder gar nicht, 
entweder gesamtdeutsche Entscheidungsfreiheit oder ein hartes Nein, entweder Wahlen als 
erster Schritt oder Ablehnung, das alles ist nicht nur hoffnungslos antiquiert und unwirklich, 
sondern in einer Strategie des Friedens auch sinnlos. Heute ist klar, daß die Wiedervereinigung 
nicht ein einmaliger Akt ist, der durch einen historischen Beschluß an einem historischen Tag auf 
einer historischen Konferenz ins Werk gesetzt wird, sondern ein Prozeß mit vielen Schritten und 
vielen Stationen. Wenn es richtig ist, was Kennedy sagte, daß man auch die Interessen der 
anderen Seite anerkennen und berücksichtigen müsse, so ist es sicher für die Sowjet-Union 
unmöglich, sich die Zone zum Zwecke einer Verstärkung des westlichen Potentials entreißen zu 
lassen. Die Zone muß mit Zustimmung der Sowjets transformiert werden. Wenn wir soweit wären, 
hätten wir einen großen Schritt zur Wiedervereinigung getan. 
Nun kann es kaum Zweifel geben, daß Änderungen in der Zone besonders schwer zu erreichen 
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sind. Die Zone ist in der politischen Entwicklung zurückgebliebener als Polen, Ungarn und die 
Sowjet-Union. Und das hat seine Gründe. Ulbricht konnte sich halten, nicht obwohl, sondern 
gerade weil er der letzte Stalinist ist.  
Die Erfahrungen des Jahres 1953 haben den Kreml gezeigt, wie gefährlich es in seinem Sinne 
ist, wenn in der deutschen Zone Erleichterungen für die Menschen gewährt werden. Denn gerade 
weil es sich um den Teil eines gespaltenen Volkes handelt, schlagen anders als etwa in Polen 
oder in der Sowjetunion soziale oder wirtschaftliche Forderungen sofort um in politische und 
nationale. Das Gefälle zur Bundesrepublik ist da. Und es ist durch die 18jährige kommunistische 
Herrschaft nicht zu beseitigen gewesen. Aus der Forderung nach geringeren Normen ist am 16. 
Juni 1953 auf dem Wege von der Stalinallee bis zum Haus der Ministerien die Forderung nach 
freien Wahlen geworden. Die Zügel glitten dem Ulbricht-Regime aus der Hand und konnten nur 
von den sowjetischen Panzern wieder aufgenommen werden. Das Ergebnis war eine Befestigung 
der Stellung Ulbrichts. 
Wenn es richtig ist, und ich glaube, es ist richtig, daß die Zone dem sowjetischen Einflußbereich 
nicht entrissen werden kann, dann ergibt sich daraus, daß jede Politik zum direkten Sturz des 
Regimes drüben aussichtslos ist. Diese Folgerung ist rasend unbequem und geht gegen unser 
Gefühl, aber sie ist logisch. Sie bedeutet, daß Änderungen und Veränderungen nur ausgehend 
von dem zur Zeit dort herrschenden verhaßten Regime erreichbar sind. Das ist nicht ganz so 
erschreckend, wie es klinkt, nachdem wir schließlich mit diesem Regime schon eine ganze Weile 
zu tun haben und auch auf der verschämten Ebene der Treuhandstelle für den Interzonenhandel 
sprechen. 
An dieser Stelle drängt sich naturgemäß die Überlegung auf, ob es nicht durch einen totalen 
Stopp sämtlicher auch noch bestehender wirtschaftlicher Verbindungen denkbar wäre, das 
Gebäude der Zone zum Einsturz zu bringen. Man könnte sogar noch einen Schritt weitergehen 
und dem theoretischen Gedanken nachhängen, ob es nicht durch eine Verschärfung der 
Situation, die man bewußt fördert, zu einem Zusammenbruch kommen könnte. Die kühle 
Überlegung führt zu einer totalen Ablehnung des Gedanken. Es ist eine Illusion, zu glauben, daß 
wirtschaftliche Schwierigkeiten zu einem Zusammenbruch des Regimes führen könnten. Die 
gutgemeinten Ratschläge der Menschen aus der Zone: brecht den Handel ab, wir schnallen uns 
gern unseren Gürtel noch enger, zeigen leider keinen Weg. Mehr noch: wir wissen eben aus 
Erfahrung: zunehmende Spannung stärkt Ulbricht und vertieft die Spaltung. Ganz abgesehen 
davon, daß eine derartige Haltung die Lage Berlins unberücksichtigt ließe. 
Der nächste Einwand ergibt sich aus unserer berechtigten Ablehnung, das Zonenregime 
anzuerkennen. Ich halte die Diskussion um die Anerkennung zuweilen insofern für zu eng und 
vielleicht sogar gefährlich, weil sie uns in eine Sackgasse führen und jegliche Politik verbauen 
kann. Die selbstverständliche und von niemandem in Frage gestellte Weigerung, die Zone als 
einen selbständigen Staat anzuerkennen, darf uns nicht lähmen.  
Jahrelang haben die Botschafter Rotchinas und der Vereinigten Staaten in Genf und Warschau 
miteinander verhandelt, ohne daß deswegen die USA Rotchina anerkannt hätten oder man auch 
nur behauptet hat, diese Gespräche seien eine Anerkennung.  
Der Innenminister der Deutschen Demokratischen Republik – ohne Anführungsstriche – hat den 
in Berlin stationierten Alliierten am 13. August 1961 verboten, weiterhin von ihrem Recht 
Gebrauch zu machen, den Ostsektor der Stadt auf allen Wegen zu betreten, und sie auf den 
einen Übergang am heutigen Checkpoint Charly beschränkt. Als die Alliierten dieser Anweisung 
folgten, hat niemand deshalb behauptet, das sei eine Anerkennung der ‚DDR’. Das hat auch 
niemand behauptet, als wider jedes Recht Truppen der Zone nach Ostberlin einmarschierten und 
sich den Amerikanern, Engländern und Franzosen gegenüberstellten, um dafür zu sorgen, daß 
die genannten Anordnungen befolgt werden. Wenn heute ein Flüchtling durch die Spree 
schwimmt und beschossen wird, oder der Bus von Flüchtlingen sich in dem Slalom-System 
verklemmt und auf die Menschen geschossen wird, dann geschehen noch Verbrechen, oder 
nicht? Aber dann darf unsere Polizei nicht zurückschießen und nichts tun, um diese Verbrechen 
zu verhindern. Und niemand hat bisher zu sagen gewagt, daß dies die brutalste Form der 
Anerkennung sei.  
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Es gibt einen bevollmächtigten Verhandlungsführer, mit entsprechenden Schreiben des 
Bundeswirtschaftsministers und des Regierenden Bürgermeisters ausgestattet, sein Name ist Dr. 
Leopold, der mit einem Bevollmächtigten der anderen Seite seit Jahren verhandelt. Aber auch 
das ist keine Anerkennung. Jedenfalls hat niemand das behauptet. Niemand von uns erkennt das 
Ulbricht–Regime an, wenn er in Töpen, in Marienborn oder in Lauenburg Wegegebühr zahlt und 
seinen Personalausweis im Schlitz verschwinden läßt, hinter dem er überprüft wird. Daß wir einer 
Reihe von Kategorien von Menschen empfehlen, den Luftweg zu benutzen, weil die anderen 
Wege eben nicht frei von Kontrolle und frei von Zugriffsmöglichkeiten des Ulbricht-Regimes sind, 
ist auch keine Anerkennung. Es ist natürlich erst recht keine, wenn die Bundesrepublik 
Beziehungen zu Ländern abbricht, die Beziehungen zu Pankow aufnehmen. Das könnte man 
höchstens als Negativform der Anerkennung bezeichnen. 
Ich komme zu dem Ergebnis, daß sich unterhalb der juristischen Anerkennung, unterhalb der 
bestätigten Legitimität dieses Zwangsregimes bei uns so viel eingebürgert hat, daß es möglich 
sein muß, diese Formen auch gegebenenfalls in einem für uns günstigen Sinne zu benutzen. 
Wenn Dr. Leopold oder ein anderer zum Chef einer Behörde gemacht würde, die sich nicht nur 
mit den Fragen des Interzonenhandels beschäftigt, sondern mit allen Fragen, die zwischen den 
beiden Teilen Deutschlands von praktischem Interesse sind, dann würde ich darin um so weniger 
eine substantielle Änderung der heutigen Situation erblicken können, als die Treuhandstelle für 
den Interzonenhandel ja auch schon bisher nicht ausschließlich Handelsfragen beschlossen hat. 
Der amerikanische Präsident hat die Formel geprägt, daß soviel Handel mit den Ländern des 
Ostblocks entwickelt werden sollte, wie es möglich ist, ohne unsere Sicherheit zu gefährden. 
Wenn man diese Formel auf Deutschland anwendet, so eröffnet sich ein ungewöhnlich weites 
Feld. Es wäre gut, wenn dieses Feld zunächst einmal nach den Gesichtspunkten unserer 
Möglichkeiten und unserer Grenzen abgesteckt würde. Ich glaube, sie sind sehr viel größer als 
alle Zahlen, die bisher genannt wurden. Wenn es richtig ist, daß die Verstärkung des Ost-West-
Handels mit der genannten Einschränkung im Interesse des Westens liegt, und ich glaube, es ist 
richtig, dann liegt sie auch im deutschen Interesse, erst recht in Deutschland. Wir brauchen dabei 
nicht pingelig zu sein, um diesen bekanntgewordenen Kölner Ausdruck für eine bekannte Haltung 
zu benutzen. 
Das Ziel einer solchen Politik kann natürlich nicht sein, die Zone zu erpressen, denn kein 
kommunistisches Regime, und schon gar nicht das so gefährdete in der Zone, kann sich durch 
Wirtschaftsbeziehungen in seinem Charakter ändern lassen. Aber das haben schließlich auch 
nicht die Amerikaner verlangt, als sie Polen Kredite gaben, und das ist auch nicht der Sinn des 
amerikanischen Wunsches nach verstärktem Osthandel. Uns hat es zunächst um die Menschen 
zu gehen und um die Ausschöpfung jedes denkbar und verantwortbaren Versuchs, die Situation 
zu erleichtern. Eine materielle Verbesserung müßte eine entspannende Wirkung in der Zone 
haben. Ein stärkeres Konsumgüterangebot liegt in unserem Interesse. In der Sowjetunion ist der 
Konsumwunsch gewachsen und hat zu positiven Wirkungen beigetragen. Es ist nicht einzusehen, 
warum es in der Zone anders sein sollte. Die Sowjetunion ist angetreten mit dem Ziel, den 
Westen einzuholen und zu überholen, gerade auch auf dem Gebiet des Lebensstandards, auf 
dem der Westen am stärksten ist. Abgesehen davon, daß es sich dabei um ein Ziel handelt, das 
den Westen als Vorbild hinstellen muß und an seiner Leistung orientiert ist, ist offensichtlich, daß 
diese Politik nicht allein die Zone innerhalb des Ostblocks ausnehmen kann. Den Prozeß zur 
Hebung des Lebensstandards zu beschleunigen, weil sich dadurch Erleichterungen mannigfacher 
Art für die Menschen und durch verstärkte Wirtschaftsbeziehungen verstärkte Bindungen ergeben 
können, würde demnach in unserem Interesse liegen. 
Man könnte sogar die Sorge haben, daß dann die Unzufriedenheit unserer Landsleute etwas 
nachläßt. Aber eben das ist erwünscht, denn das ist eine weitere Voraussetzung dafür, daß in 
dem Prozeß zur Wiedervereinigung ein Element wegfallen würde, das zu unkontrollierbaren 
Entwicklungen führen könnte und damit zu zwangsläufigen Rückschlägen führen müßte. Man 
könnte sagen, das Regime würde gestützt, aber ich habe eben zu entwickeln versucht, daß es 
keinen praktikablen Weg über den Sturz des Regimes gibt. Ich sehe nur den schmalen Weg der 
Erleichterung für die Menschen in so homöopathischen Dosen, daß sich daraus nicht die Gefahr 
eines revolutionären Umschlags ergibt, die das sowjetische Eingreifen aus sowjetischem 
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Interessen zwangsläufig auslösen würde. 
Die Bundesregierung hat in ihrer letzten Regierungserklärung gesagt, sie sei bereit, ‚über vieles 
mit sich reden zu lassen, wenn unsere Brüder in der Zone sich einrichten können, wie sie wollen. 
Überlegungen der Menschlichkeit spielen hier für uns eine größere Rolle als nationale 
Überlegungen.’ Als einen Diskussionsbeitrag in diesem Rahmen möchte ich meine Ausführungen 
verstanden wissen. Wir haben gesagt, daß die Mauer ein Zeichen der Schwäche ist. Man könnte 
auch sagen, sie war ein Zeichen der Angst und des Selbsterhaltungstriebes des 
kommunistischen Regimes. Die Frage ist, ob es nicht Möglichkeiten gibt, diese durchaus 
berechtigten Sorgen dem Regime graduell so weit zu nehmen, daß auch die Auflockerung der 
Grenzen und der Mauer praktikabel wird, weil das Risiko erträglich ist. Das ist eine Politik, die 
man auf die Formel bringen könnte: Wandel durch Annäherung. Ich bin fest davon überzeugt, 
daß wir Selbstbewußtsein genug haben können, um eine solche Politik ohne Illusionen zu 
verfolgen, die sich außerdem nahtlos in das westliche Konzept der Strategie des Frieden einpaßt, 
denn sonst müßten wir auf Wunder warten, und das ist keine Politik.“ 
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